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Feüerwehreimer  mit  dem ältesten bekannten Gemeindewappen aus dem Jahre l734. Im  Wappen  sind Sichel und Pflugschar noch  vertauscht.  Derartige  mit  Teer
abgedichtete  lederne Löschwassereimer  wurden  im Brandfall  zum Füllen  der Feuerspritze  aus den 3 Dorförunnen  eingesetzt.  Neben  der Spritze waren sog.

Vortraglampen  (mit  Kerzen),  «Flöchnersäcke»  (grosse Säcke aus Leinen  zum  raschen Räumen  von  Wohnhäusern  durch  das «Flöchnerkorps»)  und Brandhaken
zurü  Einreissen von brennenden  Hausteilen,  diejenigen  Löschgerätschaften,  welche  1834 aus dem  Dorfgerechtigkeitsgut  an die Politische  Gemeinde
übergingen.
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Allmenden  her  stammen.



VORWORT

Die  letzten 166 Jahre Holzkorporation Unterengstringen
dokumentieren  einen  Geschichtsabschnitt  zwischen  der  spät-

mittelalterlichen  Dorfgemeinschaft  bis zur  heutigen  Neuzeit.

Am  8. Februar  1834  kam  es zur  Aufteilung  der alten  «Dorf-

gerechtigkeit»,  21 Häuser  sind  im  damaligen  dörflichen  All-

gemeingut  verbrieft.  Die  interessanten  Abläufe  in dieser  Zeit

des  Loskaufens  vom  «Zehnten»,  der Bildung  des landwirt-

schaftlichen  Privatvermögens  und  der gleichzeitigen  Festi-

gung  der Politischen  Gemeinde  als neue  Organisationsform

der  gemeinschaftlichen  Dorfverwaltung  werden  vom  Autor

dieser  Schrift DR. JAKOB MEIER, a/Gemeindepräsident und
Ehrenbürger  von  Unterengstringen  durch  eine Fülle  von

historischen  Dokumenten  und  in gut verständlichen  Be-

schreibungen  auf  hochinteressante  Weise  dokumentiert

Sta'unen  erfüllt  einem,  wenn  man  die Abbildung  von  1921

vom  kleinen  Bauerndörfchen  mit  unserer  heutigen  vorstäd-

tisch  überbauten  Gemeinde  vergleicht.  Wie  sich die Ent-

wicklung  unserer Gemeinde in den letzten zwei Jahrhunder-
ten  in  demokratischer  Meinungsbildung  abwickelte,  zeigen

die  vielen  Protokollauszüge.  Aber  auch  die Schwierigkeiten,

welche  Einzelne  mit  der  Erfüllung  des «Gmeiwärches»  hatten,

zunehmend  mit  der näher  rückenden  Neuzeit,  sind  deutlich

zu  yermerken.  Sie waren  wohl  Vorboten  unseres  heutigen

weityerbreiteten  Desinteresses  an  einer Mitarbeit  in  der

Gemeinschaft.  Dass  insbesondere  die  Entwicklung  und

Bedeutung  des Waldes  eine  riesige  Veränderung  erfahren  hat,

zeigen  die vielen  über  diese lange  Zeit  niedergeschriebenen

Verhandlungen  und Beschlüsse  in  der  Holzkorporation

Unterengstringen.  War  fiher  die  Nutzung  (des Holzes)  über-

ragendes Thema, stellte die neue Vereinbarung vom 9. Juli
1986 zwischen  der Holzkorporation  und  der Politischen

Gemeinde  die  Erhaltung  der  Erholungsfunktion  des Gubrist-

waldes  in den  Mittelpunkt.  Trotz  vieler  Anderungen  in der

Philosophie  der Waldpflege  und  -Entwicklung  stand  aber

bereits  damals  wie  heute  die Erhaltung  dieses  für  den  Men-

schen  so wichtigen  Ökosystems  Wald  im  Vordergrund.  Mit

den lehrreichen Ausf'ührungen von DR. JAKOB MEIER zur
Waldbewirtschaftung,  über  die Wirtschaftspläne  im  19. und

20. Jahrhundert wird uns Einblick gegeben über eine Arbeit,
welche  kurzfristiges  Denken  nicht  verzeiht  und  hoffentlich

Grundlage  bleibt  für  eine  nachhaltige  Pflege  unseres  Waldes.

Es war  nicht  nur  Standortgunst,  dass der gewaltige  Sturm

«Lothar»  vor gerade einem Jahr, unserem Gubristwald relativ
wenig  Schaden  zufügen  konnte.  Dies  verpflichtet  uns und

unsere  Nachfahren  so getreu  Sorge zu haben,  wie wir  dies

unter  der Führung  der Unterengstringer  Holzkorporation

durch DR.JAKOB MEIERin den letzten dreiJahrzehnten erfah-
ren  durften.  Dafür,  aber  auch  für  die Erarbeitung  dieser  inter-

essanten  Dokumentation  der neueren  Geschichte  unserer

Gemeinde  mit  dieser  schönen  Schrift  gebührt  Dir  lieber

SCHAAGGI  mein  herzlichster  Dank  und  die  Anerkennung  der

gesamten  Einwohnerschaft  von  Unterengstringen.

Unterengstringen  zu Weihnachten  2000

Willy  Haderer,  Gemeindepräsident
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Die Rieseneiche «Dicke Bertha» im Jahr 1953. (OM); Peter Erzinger



DR. JAKOB MEIER

Die  Holzkorporation

Unterengstringen

DIE  SPÄTMITTELALTERLICHE  SITUATION

UND  DIE  GRÜNDUNG

DER  HOLZKORPORATION

DIE  AUFTEILUNG  DER DORFGERECHTIGKEIT

Der  gesamte  Gubristwald  auf  Unterengstringer  Gemeinde-

gebiet  -  am Südhang  oberhalb  des Dorfes  - ist seit 1834  im

Besitz  der  Holzkorporation  Unterengstringen.  Die  Politische

Gemeinde  ist heute  Mehrheits-Teilrechts-Besitzerin  an der

Holzkorporation.  Es dürfte  für die Einwohnerschaft  daher

wohl  wissenswert  sein, wie es zu diesen  Eigentumsverhält-

nissen karn, wie der UnterengstringerWald über all diese Jahre
bewirtschaftet  wurde  und  wie er heute  für  die kommenden

Generationen  als unschätzbares  Gut  bewahrt  wird.  Basis

für  diese Arbeit  sind vor  allem  das einzigartige  Protokoll

der  Holzkorporation,  das in einem  einzigen  Band  alle Pro-

tokolle  von  1834  bis 1999  enthält  sowie  die Wirtschaftspläne

seit  1887, Teilbriefe  und  Verträge  etc.

Gestützt  auf  das Gemeindegesetz  von  1833 hatte  überall  im

Kanton  Zürich,  zu dem  die Gemeinde  Unterengstringen  seit

der  Helvetik  zu  zählen  ist, eine Ausscheidung  zwischen

Gemeinde-  und  Korporationsgut  zu erfolgen.  Analog  wie  in

Weiningen  und  Oberengstringen  gelang  es den  hiesigen  Dorf-

gerechtigkeitsbesitzern  den  ehemaligen  Fronwald  durch

Servitutsablösungen  als Korporationsgut  an sich  zu bringen.

Diese  Ausscheidung  hat  die Einstellung  zum  Wald  komplett

geändert:  Vorher  bedeutete  ein Anteil  eines Gerechtigkeits-

besitzers,  a.h. der  Höfe,  die ein  Nutzungsrecht  am Wald  und

den  Allmenden  hatten,  ein gemeinsames  «Nutzen»;  jetzt

wurde  aus dem  Wald  ein gemeinsamer  «Besitz».

Mit  dem Loskauf  des Zehntens,  der Bildung  des landwirt-

schaftlichen  Privatvermögens  und  der Festigung  der Poli-

tischen  Gemeinden  kam  es unter  nicht  genau  rekonstruier-

baren  Verhältnissen  am 8. Februar  1834 in Unterengstringen

zur  Aufteilung  der  alten  «Dorfgerechtigkeit»,  d.h. allem

gemeinsamen  Besitz  der ursprünglich  auf  21 Häuser  ver-

brieften  Rechte  am dörflichen  Allgemeingut.  Die  Aufteilung

erfolgte  einerseits  zum  Gemeindegut,  a.h. dem  Gut  der  heu-

tigen  Politischen  Gemeinde  inklusive  der Schulgemeinde  und

andererseits  zum  sogenannten  Gerechtigkeitsgut,  a.h. dem

Eigentum  der neu geschaffenen  Holzkorporation  Untereng-

stringen.

Im Protokollbuch aus dem Jahre 1834 sind alle Protokolle bis 1999 hand-
schrifüich  eingetragen.

Demnach  erhielt  die Gemeinde  (im  ursprünglichen  Wortlaut):

«1) 4000  Gulden  Kapital  als 25facher  Wert  alles dessen,  was

bisher  im  Durchschnitt  der in die Gemeindekasse  gefal-

lene  Ertrag  von  Holz,  Gras,  Streue,  Heu-  und  Rüthenen-

geld,  Schulheize  und  Brunnendeichel  abgeworfen.

2) 32 Gulden  Kapital  nebst  den Niederlassungsgebühren,

Grundzinsen  und  Zinsen.

3) Sämtliche  Gebäulichkeiten  samt  Ausgelände,  nämlich:

a) das Schulhaus  1200  Gulden  assecuriert

b) das Feuerspritzenhaus  150 Gulden  assecuriert

c) des Ueli's  Haus  samt  dazugehörender  1/2 Dorfgerechtig-

keit und 1/2 Juchart Reben

4) Die  Dorförunnen,  die Feuerspritze  und  übrigen  Lösch-

gerätschaften.»

Dagegen  übernimmt  das Gemeindegut:

«Alle  und  jede  Gemeindeschulden,  worunter  auch  die  an den

Schulfonds  abgetretenen  500 Gulden  Kapital;  ebenso  die

Beheizung  der Schule,  die Unterhaltung  der Brunnen  und

Löschgerätscha:&en».

DAS GERECHTIGKEITSGUT;  DER GRUNDBESITZ  DER  HOLZ-

KORPORATION  IM JAHRE 1834

Das Gerechtigkeitsgut,  a.h. der Besitz  der Holzkorporation

bestand  in  folgenden  Liegenschaften:

«a) circ. 10 Jucharten Matt- oder Weidland
b) circ. 2 Juchart Streuland
c) circ. 90 Juchart Laubwaldungen
d) circ. 58 Jucharten Nadelholzwaldungen

zus. circ. 160 Jucharten Liegenschaften.»
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Die  Grundstücke  waren  1834  noch  nicht  vermessen,  die ange-

gebenen  Flächenmasse  stellten  sich später  als sehr  ungenau

heraus:  Die  Waldungen  der  Holzkorporation  umfassen  näm-

lich  nur  37,89 Hektaren!

Die  Detailbeschreibung  der Liegenschaften  der Holzkorpo-

ration  enthalten  Informationen,  die für  das Verständnis  der

weiteren  Ausführungen  wichtig  sind:

«1. Das Land  nördlich  der Limmat,  nämlich

ca. 3600  (uadratfuss  Mattland  im  untern  Allmendli,  wel-

ches zum,  Teil als Fahrweg,  zum  Teil als Ablad-  und

Landungsplatz benutzt wird; grenzt 1. an JAKOB HUG'S
sel. Sohn  und  an die Limmat,  2. an GEBRÜDER FREI

«SCHLATTER'S»,  3. an Graben,  4. an HEINRICH  STELZER

«SCHNEIDER'S.»

Servitut:

HEINRICH  SIEGFRIED hat  das Recht,  allf?illigen  Ertrag  ab

diesem  Grundstück  zu ziehen,  darf  aber  durchaus  keine

Benutzungsart  behindern.  (Es handelt  sich  um  den  für  alle

wichtigen  Schiffländeplatz,  da man  vor  dem Bau der

ersten  Limmatbrücke  (1844)  nur  mit  dem  Schiff  direkt  zu

den Allmenden  auf  der «Schlieremer  Seite» der Limmat

und  nach  Schlieren  gelangen  konnte,  Red.)»

2.  Die  Gubristwaldung,  nämlich

«112 Jucharten 2 Vierling 4400 Quadratfuss Holz und
Boden  «im  Berg»  genannt,  im  füs,  in  der Hochrüti,

Sparrenbergerhau,  Chüebrünneli,  füsi,  Moos,  oben  an

Tannen,  in Tannen,  im  Einschlag,  im Weidgang,  im

Chüehau  und  in der Baurüti;  grenzen  östlich  an die

Waldung  der Gemeinde  Regensdorf  und  an das Gerech-

tigkeitsgenossenschaftsholz  Oberengstringen  und die

Waldung  des Landgutes  zum  Sonnenberg,  südlich  an die

Güter  des Landgutes  Sonnenberg  und  Sparrenberg  und  an

die  verteilten  Reben  in  der  Hochrüti  und  nördlich  an die

Weininger  Gerechtigkeitswaldung  und  an die Waldung  des

Klosters  Fahr.»

Servitute:

a) Wegrechte

b) Quellen  und  Brunnenleitungen  (diverse  für  Sonnen-

berg  und  Sparrenberg)

Servitutsberechtigung:

«Die  Gerechtigkeitsbesitzer  haben  das Weg-  und  Schlitt-

recht  zu jeder  Zeit  durch  das Gemeindegässchen  westwärts

von  der  Scheune  des Sparrenberg  hinunter  bis zur  füed-

gasse ohne  hiefür  der Gemeinde  oder  einem  Privaten

irgendwelche  Entschädigungen  zu bezahlen.»

Die  Korporationswaldung  1964.  Neben  der  Hochrütistrasse  ist  neu  die  Fuchsrainstrasse  als Haupterschliessungsstrasse  gebaut  worden.
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gässchen,  das westlich  vom  Sparrenberg  am  Weiher  vorbei  bis

zur  füedgasse  führte,  «schleikte»  a.h. schleifte.

Die  «Hochrüti»  war  eine  gerodete  Waldparzelle,  eine  Rüti,  die

man  im  Unterschied  zur  Rüti  im  Klosterholz,  d.h.  im  Hard-

wald  oder  Niederholz,  eben  als Hochrüti  bezeichnete.  Die

Hochrüti  war  eine der  Allmenden,  die man  vor  1834  an die

Besitzer  der Dorfgerechtigkeiten  aufgeteilt  hatte.  Die  Hoch-

rüti  war  damals  mindestens  teilweise  mit  Reben  bestockt.

Der  «Sparrenbergerhau»  ist der Hau,  der dem Sparrenberg

benachbart  ist, wobei  ein  Hau  eine  begrenzte  Mittelwaldpartie

bezeichnet,  eine Waldparzelle,  die man  vornehmlich  als

Brennholzlieferant  nutzte.

Das «Chüebrünneli»  erinnert  als Flurbezeichnung  an  die

Waldweide,  als man  vor  der  Stallfütterung  in  einzelnen  Wald-

parzellen  des Hochwaldes  das Vieh  oder  Pferde  sömmerte

oder  temporär  weiden  liess. Die Waldweide  war seit der

Gründung  der  Holzkorporation  nur  noch  auf  speziell

bezeichneten  gerodeten  Flächen  erlaubt.

«Moos»  ist eine  sehr  feuchte  versumpfte  'Waldpartie  unterhalb

des Steilabfalles  am Fuchsrain.

«In  Tannen»  bezeichnet  eine  Waldparzelle,  die  immer  wieder

mit  Rottannen  bestockt  worden  ist, da der Boden  dort  sehr

wüchsig  ist. Schon  immer  wurden  dort  die Rottannen  gerne

rotfaul,  a.h. krank.

c«Ob an Tannen»  bezeichnet  die Waldparzelle  oberhalb  «in

l'annen».

Risi  vom  Landoltenweg  aus. Durch  diese  quasi  in der  Fallinie  verlaufende

Hohlgasse  liess  man  bei  Schnee  oder  mindestens  bei  gefrorenem  Boden  die

Stämme  bis  zum  Waldrand  oder  später  bis zur  Hochrütistrasse  hinunterrut-

schen.

DIE  FLURNAMEN  UND WALDABTEILUNGEN

In allen  zugänglichen  Akten  sind  die Ortsbe-

zeichnungen  im  Unterengstringer  Korpora-

tionswald  immer  erhalten  geblieben,  dagegen

haben  die Strassennamen  gewechselt.

Die  Flurnamert  im II%ld

«Im füs»,  auch «Im fües»:  Dieser  Ausdruck

kommt  vom  Verb «riesen»,  was die Tätigkeit

bezeichnet,  wenn  man  die gefällten  Holzstäm-

me  an steilen  Hangpartien  in einer  Risi,  a.h. in

einer  vertieften  Gasse bei gefrorenem  Boden

oder  auch  bei  Schnee  den  Hang  hinunter  glei-

ten  liess. «Im  fües»  oder  «Im füs» bezeichnet

bei  uns eine  Waldpartie,  von  der aus man  das

geschlagene  Holz  entweder  riesen  konnte  oder

im  Hand-  oder  Pferdezug  bis zur  Bergstrasse

oder  zum  Hochrütiweg  oder  zum  Gemeinde-

Das Chüebinneli,  ursprünglich wohl Tränke für die Waldweide.
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«Im Inschlag»  bedeutet  im  Waldbau  das jährlich  genutzte

Quantum  Holz.  Einschlag  oder  Ischlag  kann  aber  auch  eine

eingeschlagene,  d.h.  eine eingezäunte  Parzelle  sein.  Bei uns

dürfte  letztere  Bedeutung  wohl  richtig  sein.

«Im  Weidgang»  ist offensichtlich  ein Gebiet,  das man  früher
auch  als Weide  geöffnet  hat  analog  wie z.B.  der «Chüehau».

Die  Bezeichnung  «Buhiti»  auch «Burüti»  oder  «Baurüti»  ist
wohl  eine Bezeichnung,  die von  einem  Lesefehler  stammt.  In
einem  Grundbuchauszug  von  1878 wird  die Waldpartie näm-
lich  nicht  mit  «Buhrüti»  sondern  mit  «Birchnüti»  bezeichnet.
Dies  macht  auch  Sinn,  indem  in der  Nföe  die «Birchwies»  liegt.

«Hanfland»  bezeichnet  eine  stark  durchnässte  Waldpartie,  die
man  nicht  für den Hanfanbau  nutzte,  sondern  wo man

die reifen  Hanfstengel,  aber auch  Flachs,  auf  dem  moosig-

feuchten  Boden  auslegte,  damit  ausser  den  begehrten  Hanf-
resp. Flachsfasern  der Rest  des Stengels  rasch  verrottete.

«Im  Fuchsrain»  ist eine  Ortsbezeichnung,  die für  sich  selbst
spricht.  Immer  wenn  sich  der  steile  Hang  nach  Rutschungen

wieder  etwas stabilisiert  hatte,  entstanden  in den sandigen

Partien  rasch  wieder  Fuchsbauten.

Die  Stmssennamen

Die  Strassen  führen  heute  offizielle  Bezeichnungen.  Da  sie

von  den Chauffeuren,  die das verkaufte  Holz  abtranspor-

tieren,  leicht  gefunden  werden  müssen,  tragen  sie neuerdings

Strassenplan  im  Gebiet  des Korporationswaldes.

von  Anfang  bis ans Ende  den gleichen  Namen.  Die zwei
Haupterschliessungsstrassen  sind  die «Hochrütistrasse»  und
die  «Fuchsrainstrasse».  Von  der  «Fuchsrainstrasse»  zweigen  die
«Sparrenbergerhaustrasse»  und  die «Lättenmöslistrasse»  ab.
Der  «Regensdorferweg»  war  früher  mit  «Bergstrasse»  bezeich-
net und  die Sparrenbergerhausstrasse  wurde  beim Bau als
«Reservoirstrasse»  getauft.  Da das Hoch-Reservoir  aber nie
gebautworden  ist, liess man  diesen  Namen  fallen. Der «Land-

oltenweg»  ist eine  Verbindung  zwischen  der  Hochrütistrasse,

dem  westlichen  Ende  der Sparrenbergerhaustrasse  und dem
Kehrplatz  der Fuchsrainstrasse.  Er erinnert  an die Familie
LANDOLT,  die langjährigen  Besitzer  des Landgutes Sparren-
berg.  Er  wurde  früher  als «füsstrasse»  bezeichnet,  obschon im
lehmig  versumpften  Gebiet  nie eine Strasse nach heutigen
Begriffen  bestand.  Sie wurde  aufgelassen,  als die «Fuchsrain-

strasse»  und  die «Sparrenbergerhaustrasse»  gebaut  worden
sind.

Die  Fluramen  im ursprünglicben  Allmendgebiet

Als «Allmendli»  bezeichnete  man  die kleine  Allmend  zwi-
schen  dem  alten  Dorfkern  und  der Limmat.  Es war  mit  dem

Ausschnitt  aus dem Gemeindeplan von  1938. Östlich der Brücke ist der Ein-
lauf  des Bebi6kana1s  in die Limmat zu erkennen. Die Einmündung  wurde als
«Loch»  bezeichnet.  Das  Grundstück zwischen dem «Loch»  und der Bicke  war
der sog. «Trüllispitz».

Dorf,  a.h. mit  der  Dorfstrasse  durch  das «Gemeindegässchen»

verbunden.  Das «untere  Allmendli»  war  der Landeplatz  ffir
das Übersetzen  mit  Schiffen  auf  die Gemeindegebiete  auf  der
Schlieremerseite  der  Limmat  zu den «Ennetwässerlern».  Das

«Allmendli»  war  gegen die Obstgärten  der Bauernhäuser  an

der  Dorfstrasse  und  an der  alten  Schulstrasse  durch  den  sog.

«innern  Graben»,  den  «Fröschengraben»  abgegrenzt.  Das «AIl-

mendli»  diente  aber  auch  als Abladeplatz  für  den  Mist  aus den

Ehgräben  der  Stadt  Zürich,  den  die Unterengstringer  Bauern

als Dünger  herunterschifften  und  als Lagerplatz  für  das Wuh-

rungsmaterial,  vor  allem  für  Steine  und  Pfföle.  Da  das «All-

mendli»  -  vor  dem  Bau des Sihlsees  - praktisch  bei jedem

Hochwasser  der Limmat  überschwemmt  worden  ist, lagerte
sich  dort  feiner  Sand  ab, man  nannte  das «Allmendli»  daher
auch  «Sändli».

Vom  «Allmendli»  flussaufwärts  folgte  der  sog, «Triillispitz».  Bis
zum  Bau der Autobahn  mündete  ca. 150 m oberhalb  der
Limmatbrücke  der  Fabrikkanal  der  Spinnerei  Bebi6 in Ober-
engstringen  in die Limmat.  Diese  Einmündung  auf dem
Aussenbogen  der Limmat  ist früher  immer  stark hinterspült
worden;  es gab dort  in der  Limmat  Wirbel,  eine sog. Trülli.
Daher  hiess die angrenzende  Wiese  «Trüllispitz».  Die Ein-
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mündung  selbst  war  nach  einem  Hochwasser  meist  sehr  tief

ausgekolkt  und  hiess «Loch»,  ein idealer  Ort  zum  Fischen.

Da  der «Trüllispitz»  durch  die Landabschwemmung  immer

kleiner  wurde,  wollte  ihn  seinerzeit  bei der Allmendteilung

keiner  der Gerechtigkeitsbesitzer,  so blieb  er noch  lange  als

isoliertes  Grundstück  im  Besitze  der  Holzkorporation,  bevor

er 1876 verkauft  wurde.

Rurnamen  beim Wddeinymg

Im  Auszug  des Notariates  Höngg  vom  11. April  1878 aus den

«Unterengstringer  Hofbeschreibungen»  (Seite  525) sind  bei
den  Grundstücken  des Sparrenberges,  auf  denen  die Korpo-
ration  ein  Holzlagerrecht  besass,  noch  zwei Flurnamen

erwähnt,  die leider  nicht  mehr  gebraucht  werden.  Der  heu-

tige  Holzablagerungs-  und Parkplatz  beim  Waldeingang

wurde  mit  «In der Sprenge»  bezeichnet.  Noch  in meiner

Jugendzeit sagte man nicht «me gönd hüt zabig a d'Bergstrass
go schlittle»,  «sondern  a d'Sprengi  go schlittle»  (als Alternative

zu den  wesentlich  kürzeren  Schlittelwegen  an der füetstrasse

und  am Widenbühl).

Das Landstück  auf  der Ostseite  der «Sprengi»  -  benachbart

zum  heutigen  Parkplatz  - hiess «Landenbergli»,  wobei  man

noch  das «obere»  und  das «untere  Landenbergli»  unterschied.

Die  %ldabteilungen

Für  die genaue  Bezeichnung  im Rahmen  der Waldbewirt-

schaftung  teilte  man  den  Korporationswald  -  wahrscheinlich

schon  vor  1887 - in Abteilungen  auf. Es kann  nicht  mehr

rekonstruiert  werden,  ob man  die ersten  Abteilungsgrenzen

nach  der Art  der Waldbestockung  legte oder  entlang  der

füsenen  und  den  Schleifwegen  für  das Holz.  Heute  bestehen

6 Abteilungen,  die auch  so erhalten  bleiben  werden,  damit

die  Entwicklung  des Waldes  mindestens  über  eine  Umtriebs-

periode von ca. 150 Jahren kontinuierlich  verfolgt und aus
diesen  Grundlagen  die besten  Rückschlüsse  für  die zukünf-

tige  Bewirtschaftung  gezogen  werden  können.

DIE  WUHRUNG  AN DER LIMMAT

Schon vor der Auftrennung im Jahre 1834 sind einzelne
Liegenschaften  aus dem  Besitz  der Dorfgerechtigkeit  in den

persönlichen  Besitz  der  21 Dorfgerechtigkeitsteilhaber  verteilt

worden nämlich «ca. 25 Jucharten Mattland jenseits der
Limmat  und  im  Allmendli  und  ausgerottetes  Holzland  in  der

Hochrüti.»  Von dipsem aufgeteilten Gut waren jährlich unter
dem  Titel  «Heu-  und  Rütenengeld»  l Gulden  Heugeld  und

20 Batzen  Rütenengeld  in die Gemeindekasse  abzuliefern.

Da  die Holzkorporation,  a.h. die Teilrechtsbesitzer  identisch

waren  mit  den Besitzern  der aufgeteilten  Liegenschaften  der

Dorfkorporation  in der Hochrüti  und  der Allmenden  beid-

seits der Limmat,  fühlten  sie sich  auch  verpflichtet,  sich  vor

allem  gemeinsam  für  die Wahrung  der  Rechte  dieser  Liegen-

schaften  aber auch für die weitere  Erledigung  der bereits

früher  gemeinsam  ausgeführten  Arbeiten  einzustehen.

Bevor  der  Sihlsee  aufgestaut  worden  ist und  man  die Seehöhe

des Zürichsees  mit  dem  Dachwehr  beim  Landesmuseum  regu-

lieren  und  weitgehend  konstant  halten  konnte,  war  der  Pegel-

stand  der Limmat  gewaltigen  Schwankungen  unterworfen.

Dies  hatte  vor  allem  f'ür den Mühlenbetrieb  des Klosters

schwerste  Konsequenzen,  indem  der Zufluss  in den Mühle-

kanal  von  der Limmat  her ebenso  stark variierte.  Man

versuchte  diesen  Nachteil  mit  einer  langen  Verbauung  in der

Limmat,  einem  Wehr,  a.h. dem  sog. Wuhr,  einigermassen

auszugleichen.  Bei Niederwasser  leitete  dieses Wuhr  immer

genügend  Wasser  in  den  Klosterkanal.  Bei Hochwasser

dagegen  verursachte  das Wehr  aber  am Ufer  auf  dem  Aussen-

bogen  der Limmat  - in der Gegend  unterhalb  der heutigen

Brücke  - einen  starken  Landabtrag.  Diesem  Landabtrag  am

Ufer  begenete  man  mit  Holzverbauungen,  die mit  grossen

Feldsteinen  hinterfüllt  wurden.  Ein  Teil  dieser  Verbauungen,

a.h. die sog. Wuhrung,  hatte  das Kloster  zu unterhalten,  ein

anderer  Teil  war  von  der  Holzkorporation  als Statthalter  der

ehemaligen  Allmendbesitzer  übernommen  worden.  Diese

Arbeiten  waren  dem  Kloster  immer  eine schwere  Last;  die

Ausschnitt aus dem Ortsplan anfangs der 1930er Jahre. In der Hochriiti  sind
zum Teil noch die urspinglichen  Teile eingezeichnet. Zwei Grundstücke
(Kat.Nr. 480 und 484) sind sogar noch in der Länge aufgeteilt worden.
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Das  Wuhr  beim  Inseli,  a.h. beim  alten  Landeplatz  im  Einlaufgebiet  des Klosterkanals.  Die  Wuhrung

ist  noch  mit  Holzpf'ählen  und  mit  grossen  Feldsteinen  erstellt  (um  1940).  (OM)

Aquarellierte Zeichnung des Klosters Fahr vonJAxos KUHN (um 1800) die zeigt, wie aufwendig die Lim-
mat  mit  ihren  Seitenarmen  mit  Faschinen  «verwuhrt»,  d.h.  verbaut  war,  um  den  Landabtrag  bei  Hoch-

wasser  zu  verhindern.  Da  die  Zuflüsse  zur  Limmat  noch  nicht  reguliert  waren,  war  die  Zahl  der  Hoch-

wasser  wesentlich  grösser  als heute  und  der  Unterhalt  der  Wuhrungen  entsprechend  aufwendig.  (OM)

Holzkorporation  umgekehrt  hat  ihre  Pflicht

schön brav erfüllt, bis Ende der 1860erJahre
eine  «Limmatkorrektion»  aktuell  wurde,

a.h. als man  plante,  der  wild  im  Tal mäan-

drierenden  Limmat  ein einziges  Bett  mit

künstlichen  Dämmen  zu  geben.  Diese

Limmatkorrektion  wurde  dann  in  den

1880erJahren realisiert. Schon als die ersten
Pläne  für  dieses  gewaltige  Werk  ruchbar

wurden,  hat  die Holzkorporation  nur  noch

die dringendsten  Arbeiten  und  «auch  diese

nur  verzögert»  ausgeführt,  d.h.  sie ist ihrer

verbrieften  Pflicht,  ähnlich  wie  das Kloster,

nur  noch  ungenügend  nachgekommen.

Die  jährliche  Wuhrung  a.h. die Reparatur

und Erneuerung  blieb,  bis  man  in  den

1950er Jahren mit Eisenbahnschienen als
Pf'föle  und  Betonplatten  «ein  modernes,

nicht  alterndes  Wuhr»  erstellte,  immer  ein

Problem,  da man  sie f'ür besondere  Hoch-

wasser (sog. Jahrhunderthochwasser) nie
widerstandsfähig  genug  erstellt  hatte  und  sie

oft  schon  nach  der  Reparatur  wieder  zu Tei-

len  oder  ganz  weggespült  worden  ist.
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Das Wuhr beim Einlauf  des Klosterkanals ist heute
mit Betonplatten sehr dauerhaft befestigt.

angenommen  werden  und  dürfen  von

keinem  Anstösser  verweigert  oder  ver-

schmälert  werden;  das Gras,  das allfäl-

lig  auf  oder  an  diesen  Fusswegen

wächst  (Breite  O.8 m!, Red.) gehört

durchwegs  den betreffenden  Anstös-

sern. Da indessen JOHANNES HOLLEN-
WEGER dieses  Servitut  nicht  anerkennt,

so wird  diesfalls  gütliche  oder  rechtli-

che Verständigung  vorbehalten.

4. Die  Wuhrungen  längs  dem  rechten

Limmatufer,  soweit  solche  nicht

dem  Kloster  Fahr  obliegen,  werden

wie  bisher  durch  sämtliche  Gerech-

tigkeitsbesitzer  gemeinsam  unter-

halten.

Die  entsprechenden  Servitute  auf  den Grundstücken  rechts

und  links  der  Limmat  lauteten  wie folgt:

1.  Die  Wuhrung  am rechten  Ufer  der Limmat  hat das

Kloster  Fahr  zu erstellen  und  zu unterhalten,  und  zwar

von  dem  sogenannten  Weihermätteli  (an der Grenze  zu

Oberengstringen,  Red.)  des ANDREAS HAUSHEER  bis zur

Schifflände  oder  Allmändlispitz  (d.h.  bis zum  heutigen

Einlauf  des Klosterkanals  beim  «Inseli»,  Red.).

2.  Auf  dem  linken  Limmatufer  hat  das Kloster  Fahr  die Wuh-

rung  soweit  aufwärts  und  abwärts  zu erstellen  und  zu

erhalten,  als durch  dessen Mühlenwuhrung  ein stärkerer

Andrang  des Wassers  gegen  das Ufer  und  dehrige  Beschä-

digung  desselben  in irgend  einer  Weise  verursacht  wird.

5. Wird  jemand  Eigentümer  ehemaligen  Gerechtigkeits-

landes  im  Wuhrungsbezirk,  so ist er, auch  ohne  vorher

Gerechtigkeitsbesitzer  gewesen  zu sein,  doch  mit  den  letz-

teren  zur  gemeinsamen  Wuhrung  verpflichtet.

6. Von  dem  Gemeindegässli  im  untern  Allmendli  längs  des

Mühlekanals  bis zum  Landungs-  und  Abladeplatz,  der

noch  gemeinsames  Eigentum  der Korporationsgenossen

ist, geht  ebenfalls  ein Fussweg  in gleicher  Breite  wie das
Gemeindegässchen.

7. Alle  Gerechtigkeitsanteile  haben  einander,  da  keine

bleibenden  Wege  sind,  das nötige  Wegrecht  zu gestatten,

in der Weise  wie  es bisher  geschehen  und  gehalten  wor-
den,»

N.B.  Diese  dem  Klostergut  laut  Art.

l und  2 anfallenden  Verpflichtungen

werden  jedoch  von  der Klosterver-

waltung  nur  insoweit  und  solange

anerkannt  als es den  Mühlekanal  in

bisheriger  Weise  benutzt,  sollte  aber

eine  Veränderung  eintreten  oder  gar

auf  die Benutzung  des Mühlekanals

verzichtet  werden,  so behält  sich  die

Klostergutsverwaltung  die  gutfin-

dende  Konvenierung  vor.

3.  Der  Fussweg  längs  der  Limmat

durch  das mittlere  und  obere  AlI-

mendli  sowie  derjenige  von  der

sogenannten  Ländi,  dem äusseren

Graben  nach  und  durch  die Baum-

gärten des Herrn JAKOB FEHR und
JOHANNES HOLLENWEGER nach dem
Oberdorf  sollen  auf  2 Fussbreite

Ausschnitt aus dem Ortsplan (Werkleitungsplan) anfangs der 1930er Jföre. In der Limmat ist die Wuh-
rung zum Einleiten des Wassers in den Klosterkanal zu erkennen. Die beiden Bicken  über die Limmat
sind die Holzbrücke (erbaut 1844) und die Trambrücke der Limmattaler Strassenbfön (1901 -1931).
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DIE  TEILUNG  DER ALLMENDEN

Wenn  man  diese Servitute  betrachtet,  würde  man  meinen,

dass es sich dabei  um riesige  Ländereien  handeln  müsste.

Was ist aber  den einzelnen  Gerechtigkeitsinhabern  bei der

Verteilung  der  Allmenden  und  der  Reben  vor  1834  überhaupt

zugefallen? JOHANNES HOLLENWEGER erhielt zum Beispiel:

4692  Quadratfuss  Reben  in der Hochrüti

6216  Quadratfuss  Mattland  jenseits  der  Limmat

1218  Quadratfuss  Mattland  jenseits  der Limmat,  in kurzen

Teilen

3385  Quadratfuss  Mattland  jenseits  der Limmat,  in kurzen

Teilen

1091  Qiiadratfuss  Mattland  jenseits  der Limmat,  in kurzen

Teilen

2634  Quadratfuss  Mattland  im  mittleren  Allmendli

2613  (uadratfuss  Mattland  im  untern  Allmendli

21849  Quadratfuss,

d.h.  ungefihr  21 Aren  in sieben  Parzellen  oder  im  Durch-

schnitt  ungefähr  3 Aren  pro  Parzelle  !

Die  Landzuteilung  zeigt  das erste Mal  handfest  - und  dies

wird  in den späteren  Versammlungsprotokollen  immer  wie-

der  kundgetan  -  wie  arm  die Unterengstringer  Bauern  im  Dorf

damals  waren.  Ihre  Grundstücke  hatten  nicht  Ausmasse  in

Hektaren,  sondern  von  wenigen  Hundert  Quadratmetern.

Andererseits  weist  die Art  der  Aufteilung  auch  auf  die Geis-

teshaltung  hin  im  Zeitpunkt,  als die Bauern  selbst  Besitzer

von  Grund  und  Boden  wurden:  Man  mochte  dem  Nachbarn

bei  der Verteilung  der Allmenden  ja keinen  Vorteil  gönnen!

Dies  führte  dazu,  dass man  jede  ursprüngliche  Parzelle,  a.h.
jede einzelne  Zelge  der bereits  schon  kleinen  Allmenden

nochmals  in 21 gleiche  Teile  auföennte,  um  jedem  Besitzer

an jedem Ort  gleichwertiges Land zuzuteilen. Ja es kam noch
besser!  Da  die 21 Teilrechte  z.T. noch  in Halbe-  und  Viertel-

Gerechtigkeiten  aufgetrennt  waren,  sind  sogar  1/84 Zelgentei-

le entstanden,  d.h.  es gab z.B.  in  der  Hochrüti  und  im  untern

Allmendli  Parzellen  von  nur  ca. 3 m Breite  !

Hoföeschreibung fürJacou  HUG,  Tischmacher von Unterengstringen aus dem
Ja&e 1752 «JACOB Huc, Tischmacher von Unterengstringen, besitzt laut Pro-

gross  zu  Unter-Engstringen  gelegen».  Die  I/z-Gerechtigkeit  bezeichnete

damals  noch  eine  1/2 Dorfgerechtigkeit.  Wer  nur  1/2 Dorfgerechtigkeit  besass,

bekam  1834 bei  der Aufteilung  auch  nur  1/2 Gerechtigkeit  am Holzkorpora-

tionsgut.
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WIE  ES ZUR  DORFGEMEINDE  UND  DEN

21 DORFGERECHTIGKEITEN  KAM

(AUSZUGSWEISE  NACH  ALLEMANN1),  Z.T.  IM  URSPRüNG-

LICHEN  WORTLAUT)

Die  Gesamtgemeinde

Im 15. Jahrhundert gehörte Unterengstringen (Nieder-
engstringen)  wie die andern  untern  Gemeinden  am rechten

zürcherischen  Limmatufer  zur  Gerichtsherrschaft  Weiningen.

Sie war  die Amts-,  Tal-,  Gesamt-  oder  Gerichtsgemeinde  Wei-

ningen.  Sie umfasste  das Dorf  Weiningen  und  die Dörfchen

«beide»  Engstringen,  Geroldswil  und  Oetwil  (mind.  Ober-

oetwil).  Die  wirtschaftlichen  Grundlagen  dieser  Arntsge-

meinden  oder  Gerichtsgemeinden  waren  die Allmenden  und

z.T.  die sog. Fronwälder.  Der  Gesamtgemeinde  Weiningen  fiel

unter  anderem  das Recht  zu Einungen,  a.h. Zur  Aufstellung

von  flur-  und  allmendpolizeilichen  Ordnungen,  zu.  Die

Allmenden  waren  damals  noch  Besitz  der Gesamtgemeinde.

1414 scheint  die Einheit  der Allmenden  schon  aufgehoben,

wenigstens  teilweise  z.B. aufgrund  einer  Bezeichnung  in

einem  Lehensbrief  des Zürcher  Spitals,  wonach  ein  Acker  zu

(N.-)  Engstringen  «an  der  von  Winingen  allmend»  stiess. Es

ist zwar  denkbar,  dass auch  die Gesamtallmend  so bezeich-

net  wurde,  zumal  von  auswärtigen  Personen.  Anderseits  ist es

möglich,  dass Anfänge  der  Allmendaufteilung  unter  die Dorf-

schaften ins 14. Jahrhundert zurückreichen. Im 16. Jahrhun-
dert  treten  uns die einzelnen  Dorfgemeinden  bereits  deutlich

entgegen,  a.h. Weiningen  und  die beiden  Engstringen,  jede

mit  eigenem  Besitz  an Allmenden  und  Wald.  So ist im  Urbar

von  1550 unter  Weiningen  die Rede  von  «der gemeynd  fro-

welden»  (Fronwälder);  zu Nieder-Engstringen  lagen  Güter  «an

Ober  und  Nider  Enstringer  beyder  gemeynden  höltzer»  «an

der  gemeynd  allmend»,  «an  der  gemeynd  werd»,  zu Ober-Eng-

stringen  «an  der gemeynd  allmend»  und  «an  der gemeynd

fronwald».  Trotzdem  gab es um  diese  Zeit  zwischen  Weinin-

gen  und  Unter-Engstringen  immer  noch  wenigstens  eine  teil-

weise  Nutzungsgemeinschaft,  wie aus einem  Schiedsspruch

des Abts  und  der  Gerichtsherren  von  1553 erhellt.  Und  in den

60er Jahren lagen alle diese drei Dörfer einer Holzeinung
wegen  mit  den  Herrschaften  in Streit,  was auf  gemeinsamen

Waldbesitz  schliessen  lässt. Es trifft  also auch  hier  zu, was

nach  v. Wyss  in dieser  Periode  häufig  vorkam:  «dass die

Gemeinmark  wenigstens  mit  Bezug  auf  einzelne  Stücke  noch

mehreren  Dörfern  gemeinsam  gehört».  Weiningen  und  die

beiden Engstringen hatten im 16. Jahrhundert auch ihre Dorf-
meier,  die sichtbare  Verkörpening  einer  gewissen  dörflichen

Selbständigkeit.

Neben  und  über  den  lokalen  Gemeindewesen  aber  behaup-

tete  sich die  aus dem  Gerichtsverband  hervorgegangene

Gesamtgemeinde.  Als Nutzungskorporation  in der Talmark

und vor allem als Gerichtsverband im Jahrgericht erkannten
sich  die Untertanen  als Gesamtheit  gegenüber  der  Grund-  und

Vogtherrscha:ft.  Es waren  «die erbaren  lüt,  gemein  geburcarni

ze Winingen,  ze Engstringen  und  die so innen  zü gehörend»,

die 1427 und  1458  im  Fallrechtsstreit  gegen  das Kloster  Fahr

ins Recht  standen.  1532  stellten  die Vertreter  der «gemeind

und  zu gehörender  dörffern  zu Winingen»  an die Herrschaft

rechtlich  die uns bekannte  Forderung  nach  Zinsermässigung.

Der  Schiedsspruch,  der  1567  den  erneut  ausgebrochenen  Fall-

streit  abschloss,  nennt  als Vertreter  «gmeiner  gotzhuss  und

taallütten»  den  Ammann  und  den Untervogt  neben  weitern

Ausgeschossenen  der «ambtsgmein  zu Wyningen»  oder  der

«ampt  und  talsgmeind»,  die nun  also deutlich  zum  Unter-

schied  von  den inzwischen  entstandenen  Dorfgemeinden

bezeichnet  wird.

An  die Gesamtgemeinde  der  Gerichtsgenossen  hat  man  auch

zu denken,  wenn  nach  dem  Amtsrecht  von  1558  von  den  auf

Verletzung  einer  sog. Einung  stehenden  Bussen  ein Drittel

dem Abt,  das andere  dem  Vogtherrn  und  das Dritte  «der

gmeind  zu Wyningen»  zufiel.  Das Recht  der Gemeinde  zur

Einung  (a.h. Zur  Aufstellung  flur-  und  allmendpolizeilicher

Ordnungen),  oder  doch  die Mitwirkung  dabei,  war  eines der

wesentlichsten  Merkrnale  ihrer  Selbständigkeit.  In unserem

Falle  handelt  es sich  um  die bekannte  Nutzungsordnung  für

die Stroffelweiden:  Wer  Vieh  auf  eine  Zelge  trieb,  bevor  dort

die Ernte  abgeschlossen  war,  büsste  das mit  6 ß je Haupt  Vieh.

Nach  derselben  Quelle  wird  altes, aber  nicht  unumschränk-

tes Aufsichtsrecht  der  Gemeinde  über  die  Allmendwaldungen

bestätigt:  «Und  der  gmeinen  höltzeren  halber  soll  es uff  der

gmeind  anhalten  und  begärn  fürohin  wie  bishar  belyben».  Die

Aufsicht  soll  aber  eine gute sein, und  wo «so gar grob  und

wüstlich»  mit  den  Wäldern  umgegangen  würde,  soll  «der  ober-

keit  (d.h.  dem  Vogt,  ev. auch  dem  Kloster)  ir  gwalt  und  hand

himit  offen behalten syn».  Ein paar Jahre später  beanspruch-
te die «gepursame  zu Wyningen»  (es waren  'Weiningen  und

beide  Engstringen)  das von  Abt  und  Vogt  geltend  gemachte

Recht  auf  die Bussen  aus einer  Holzeinung  und  wandte  sich

darum  an Zürich  um  Hilfe;  mit  welchem  Erfolg  ist ungewiss.

Die  Gesamtgemeinde  hatte  aber  ein noch  viel  bedeutsame-

res Recht  als das der Einung  erworben:  sie war  befugt,  über

die Aufnahme  neuer  Genossen  zu beraten  und,  freilich  mit

Zustimmung  des Gerichtsherrn,  zu entscheiden.

Der  Einzug

Eine starke Bevölkerungszunahme liess im 16. Jahrhundert all-
gemein  die Schmälerung  oder  gar Bedrohung  der durch  das

Nutzungsrecht  am Gemeindland  gegebenen  Existenzgrund-

lage befürchten.  Die  gleichen  Bedenken  führten  auch  in der

Herrschaft  Weiningen  zu den  üblichen  Abwehrmassnahmen.

Sie sind  im  Einzugsbrief  vom  3. September  1577 festgelegt.

Darin  wird  eingangs  erklärt,  «gmeine  insassen  im ampt  und

thal  Wyningen»  seien,  «mitt  frömbden  inzüglingen  und  sonst

... mit  vile  deb  volcks  übersetzt,  inmassen  inen  und  iren  nach-

khommen  dasselbig  mitler  zyt...  in  holtz  und  veld,  wun  und

weid  und  anderen  iren  gmeinen  nutzbarkeiten  zu treffenli-

1) Oskar Allemann: Die Gerichtsherrschaft Weiningen-Oetwil 1130-1798;
Zürich l947.
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chem  nachteil  und  schaden  gereichen  ... möchte».  Deshalb

hätten  sie sich  mit  Rat  und  Willen  der  Vdgtherren  auf  die fol-

genden  Bestimmungen  geeinigt:

Wer  von  auswärts  in  die Herrschaft  Weiningen  zu ziehen  und

sich  da «mit  hußhablichem  sitz  und  wonung»  niederzulassen

wünscht,  der  soll  sich  an die Arnts-  und  Talsverordneten  («wel-

che je zun  ffiyten  hierzu  von  gmeinen  amptslühten  und  thals-

genossen  gesetzt  werden»)  um Aufnahme  wenden.  Vorbe-

dingung  dazu  und  zur  Nutzung  von  Wunn  und  Weid  ist die

Erwerbung  von  Haus  und  Heim.  Der  als Genosse  Aufge-

nommene  hat  ausserdem  vor  seinem  Einzug  «zu  erkoufing

der ampts  grechtigkeit»  10 fl. Zürcher  Währung  als Einzugs-

gebühr  zu  erlegen.  Die  Annahme  war  überdies  in  allen

Fällen  von  der Zustimmung  der Vogtherrschaft  abhängig;

es wurde  hierin  nicht  einmal  für  Leute  aus der Zürcher

Landschaft  eine Ausnahme  gemacht.  Ohne  Vorwissen  der

Gemeinde  durfte  ein Genosse  keine  fremde  Person  beher-

bergen,  bei Strafe  von  10 fl. Busse an das «gmein  amt».  Ein-

heimische  verloren  durch  Auszug  aus der Herrschaft  ihre

«Gerechtigkeit»,  konnten  sie aber bei früherer  oder  späterer

Rückkehr  gegen  Entrichtung  der  halben  Einzugsgebühr

erneuern.  Ebenfalls  bloss  5 fl. hatte  zu entrichten,  wer  nach

Erwerb  von  Haus  und  Heim  zum  Talgenossen  aufgenommen

würde,  aber  gesonnen  wäre,  ein «talkind»  zu ehelichen.  Und

ebenso  auch, wer  von  Amtsinsassen  als Tochtermann  in

ihr  Haus  und  Heim  aufgenommen  würde,  was nur  mit  aus-

drücklicher  Bewilligung  des «Amts»  geschehen  konnte.  Dras-

tisch  mutet  die letzte  Bestimmung  an, wonach  eine  auswärts

verheiratete  Tochter  aus  unserer  Herrschaft  nach dem

Ableben  ihres  Gatten  wohl  ohne  weiteres  und  unentgeltlich

heimkehren,  ihre  Kinder  aber  nicht  mitbringen  durfte;  diese

sollten  «des vatters  gefründten  nachfallen».

Schliesslich  wurde  festgesetzt,  dass alle diese Einzugsgelder

«zu  deß gmeinen  ampts  und  tals Wyningen  nutz  und  not-

durfft»  verwahrt  und  verwendet  würden.  Der  Einzugsbrief

lässt die Vorrangstellung  der  Amtsgemeinde  gegenüber  den

Ortsgemeinden  deutlich  genug  erkennen.  Sie hatte  durch  ihre

selbstgewählten  Vertreter  über  Zulassung  oder  Abweisung

neuer  nutzungsberechtigter  Genossen  zu bestimmen.  Wer

aufgenommen  war,  hatte  also  in  der  ganzen  Herrschaft

Weiningen  das Recht,  sich  niederzulassen,  Allmend  und  Wald

zu nutzen,  und  zwar  wohl  und  vornehmlich  über  die allen-

falls  noch  in der  Hand  der  Talgemeinde  verbliebenen  Teile  der

einstigen  Gesamtallmend  hinaus  auch  das Sonderallmende-

gut  der  Dorfgemeinden.

Die  Kompetenz  der  Talgemeinde,  den  Einzug  samt  Allmen-

de-Nutzungsrecht  zu gewfören,  ist verschiedener  Deutung

f"föig.  Nicht,  bzw. nicht  mehr  in Frage kommt  der logische

Schluss  auf  einheitliche  Talallmend,  da der  Besitz  von  Sonder-

gut  der  Dorfgemeinden  erwiesen  ist. Diesen  mochte  der  in der

Gesamtgemeinde  fallende  Entscheid  über  den Einzug  eines

Genossen  ins Amt  und  damit  in die einzelne  Dorfgenossen-

schaft  so lange  recht  sein,  als durch  die Bedingung  des Kaufs

von  Haus  und  Heim,  a.h. eines (meist  doch  schon  beste-

henden)  Hofes,  die Nutzungsverhältnisse  durch  Neueinzug

kaum  berührt  werden,  anderseits  die Allmende  noch  aus-

reichte,  weiteren  Hofgründungen  (meist  durch  Teilung  beste-

hender  Güter)  die Nutzung  ebenfalls  einzuräumen.  Vollends

dort  aber,  wo  die  Abschliessung  der  Nutzungsrechte  und  ihre

Ausgestaltung  zu sogenannten,  mit  bestimmten  Hofstätten

verbundenen  «Gerechtigkeiten»  eingetreten  war, durfte  der

Einzug  unbedenklich  dem  Amt  überlassen  bleiben.

Als 1685  der  Schuhmacher  HEINRICH  KOFFEL  von  Oberglatt

von einem Amtsangehörigen, JUNGHANS HUG (wohl von
'Weiningen),  eine  halbe  Behausung  und  «Dorfgerechtigkeit»

samt  zugehörigen  Gütern  gekauf't  hatte,  wurde  dies zwar  vom

Amt  (in diesem  Falle von  den Vertretern  Weiningens  und

beider  Engstringen)  gemäss  bisheriger  Praxis als unzulässig

erkfüt,  KOFFEL aber  aus Mangel  an Schuhmachern  dennoch

«freiwillig»  und  unter  dem Vorbehalt  aufgenommen,  dass

diese Aufnahme  «zu  keiner  bößen  consequenz»  führe,  a.h.
dass die alten  Rechtsamen  der Gemeinden  «uff  ynkommen

oder  annemmen  einer  gantzen  gerechtigkeit»  davon  nicht

berührt  würden.  Um  dem  Zuzug  neuer  Bürger,  die halbe

Gerechtigkeiten  zu erwerben  suchten,  zu wehren,  setzte  die

Gemeinde  1695 mit  Zustimmung  des Gerichtsherrn  eine

erhöhte  Einkaufstaxe  fest: 50 fl., dazu 1 Eimer  Wein  und

1 Mütt  Kernen  «zur  ergötzlichkeit  der verburgerten».  Noch

hundertJahre später, 1781, widersetzte sich die Gemeinde mit
Erfolg  dem  Versuch  eines  in Weiningen  wohnenden  Hinter-

sässen, das «Bürgerrecht»  von  der Herrschaft  direkt  zu erhal-

ten und  also «als ein wirklicher  amtsangehöriger»  zu gelten,

und  sie berief  sich  dabei  auf  das Recht,  dass «niemand  anderst

als auf  eine gantze  gerechtigkeit  als bürger  und  amtsmann

solle  angenommen  werden».  Dem  das Begehren  der  Gemein-

de schützende  Vogtherrn  KASPAR MEYER  VON  KNONAU  wurde

zum  Beweis  der Brief  von  1685 vorgelegt;  ein Hinweis  dar-

auf, dass auch  jetzt  noch  die Amtsgemeinde  für  den  Einzug

mit  zuständig  war. Die  Bezeichnungen  «Bürger»  und  «Arnts-

mann»,  «wirklicher  Amtsangehöriger»  fielen  noch  durchaus

zusammen  mit  dem  Begriff  des nutzungsberechtigten  Genos-

sen oder  Inhaber  einer  «Gerechtigkeit».

Im  Belieben  der  Arntsgemeinde  stand  es ferner  auch,  über  die

Eröffnung  einer  neuen  Schmiede  in der  Herrschaft  zu befin-

den.  So hielt  Untervogt  HANS HUG  auf  Betreiben  des einzi-

gen Schmiedeinhabers  HANS VOGELSANG am Sonntag  den

25. Januar 1607 nach dem Gottesdienst eine Amtsgemeinde
ab («das ampt  gheisen  stilstan»),  die einem  fremden  Einzüger,

dem  HEINRICH  SCHMID,  untersagte,  eine  Schmiede  zu

bauen.  Dabei  wies  der  Ammann  HEINI  HUG  darauf  hin,  man

habe  diesen  HEINRICH  SCHMIED  «nütt  anderist  angenomen,

dan  wän  der  SCHÄRER (offenbar  der  Besitzer  einer  Allmende-

Gerechtigkeit)  da hin  und  äweg  zieth»,  und  ihm  den  Schmie-

debau  verweigert.  Aber  auch  der Schmied  VOGELSANG,  der

darüber  Brief  und  Siegel,  also eigentliche  Monopolstellung  zu

erlangen  begehrte,  enttäuschte  die Gemeinde  mit  der  Begrün-

dung,  «es  möchte  ein ampt  man  eben  sün (Söhne)  han,  die

das hand  werch  lerenenden».  Von  HEINRICH  SCHMID  aber

hiess es, «er  seuge nütt  ein  ampts  kind».
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